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2 2 3 . Zusage betreffend die Beitragskonferenz für das Finanzierungssystem für Wissenschaft und Technik
im Dienste der Entwicklung der Vereinten Nationen am 30. März 1982
(NR: GP XV RV 1266 AB 1366 S. 139. BR: AB 2604 S. 430.)

2 2 4 . Europäisches Übereinkommen über den sozialen Schutz der Landwirte samt Anhang und Vorbehal-
ten
(NR: GP XV RV 1081 AB 1237 S. 126. BR: AB 2574 S. 428.)

2 2 5 . Übereinkommen über Feuchtgebiete, insbesondere als Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von
internationaler Bedeutung
(NR: GP XV RV 1034 AB 1216 S. 125. BR: AB 2571 S. 427.)

223.
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Zusage betreffend die Beitragskonferenz für das Finanzierungssystem für Wissenschaft und
Technik im Dienste der Entwicklung der Vereinten Nationen am 30. März 1982

(Übersetzung)

Beitragskonferenz für das Finanzierungssys-
tem für Wissenschaft und Technik im Dienste
der Entwicklung der Vereinten Nationen am

30. März 1982
Herr Präsident!

Im Namen der Österreichischen Regierung habe
ich die Ehre, eine Beitragsleistung in Höhe von 17
Millionen österreichischen Schilling (bei derzeiti-
gen Wechselkursen ein Gegenwert von über 1 Mil-
lion US-$) für die Übergangsperiode des Finanzie-
rungssystems für Wissenschaft und Technik im
Dienste der Entwicklung, vorbehaltlich der parla-
mentarischen Zustimmung, zuzusagen.

Diese Zusage unterstreicht das fortbestehende
Engagement Österreichs bei der Durchführung des
Wiener Aktionsprogramms, welches die Notwen-
digkeit eines neuen Finanzierungssystems zur
Unterstützung einer wirksamen internationalen
Maßnahme auf diesem so entscheidenden Gebiet
für die wirtschaftliche Entwicklung anerkennt. Die
Erfahrung mit dem Interimsfonds für Wissenschaft
und Technik, der mit Ende vergangenen Jahres zu
bestehen aufgehört hat, führte in der Generalver-
sammlungsresolution 36/183 zu einer neuerlichen
Bestätigung der Notwendigkeit zur Vorhersehbar-
keit und ununterbrochenen Bereitstellung erheb-
licher Mittel, zusätzlich zu denen, die derzeit be-
reits im System der Vereinten Nationen vorhanden
sind. Wir hoffen, daß die langfristigen Maßnahmen
für das Finanzierungssystem, welche gegenwärtig
verhandelt werden, diese führenden Prinzipien zur
Grundlage haben werden.
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Letztlich, Herr Präsident, möchte ich erwähnen,
daß das Aktionsprogramm von Nairobi und die
Generalversammlungsresolution 36/193 ausdrück-
lich ua. das Finanzierungssystem für Wissenschaft
und Technik im Dienste der Entwicklung für die
Verteilung der Mittel zur Entwicklung neuer und
erneuerbarer Energiequellen vorsehen. Wir
begrüßen diese Empfehlung und hoffen, daß diese
eine weitere Anregung zur aktiven Unterstützung
der langfristigen Maßnahmen für das Finanzie-
rungssystem darstellt.

Die Ermächtigung zur Rücknahme des anläßlich der Zusage betreffend die Beitragskonferenz für das
Finanzierungssystem für Wissenschaft und Technik im Dienste der Entwicklung der Vereinten Nationen
am 30. März 1982 erklärten Vorbehaltes wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundes-
kanzler gegengezeichnet.

Kreisky

224.
Der Nationalrat hat beschlossen:
1. Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anhang und Vorbehalten wird genehmigt.
2. Dieser Staatsvertrag ist im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG durch Erlassung von Gesetzen zu

erfüllen. (Übersetzung)

EUROPÄISCHES ÜBER-
EINKOMMEN ÜBER DEN
SOZIALEN SCHUTZ DER

LANDWIRTE
Die Mitgliedstaaten des Euro-

parates, die Vertragsparteien die-
ses Übereinkommens sind,

IN DER ERWÄGUNG, daß
es das Ziel des Europarates ist,
einen engeren Zusammenschluß
seiner Mitglieder zu erreichen,
besonders in dem Bestreben,
deren wirtschaftlichen und sozia-
len Fortschritt zu fördern;

IN DER ERWÄGUNG, daß
eine Verbesserung der Lebensbe-
dingungen der Landwirte mittels
entsprechender Maßnahmen
geeignet ist, zum sozialen Fort-
schritt in Europa beizutragen;

ERINNERN daran, daß die
Europäische Sozialcharta, *) die
ebenfalls innerhalb des Europara-
tes erstellt und zur Unterzeich-
nung durch die Mitgliedstaaten
am 18. Oktober 1961 aufgelegt
wurde, die Verbesserung des
Lebensstandards aller Schichten
sowohl ihrer Stadt- als auch ihrer
Landbevölkerung und die
Hebung ihres sozialen Wohlstan-
des zum Ziel hat;

SIND SICH dessen
BEWUSST, daß die besonderen

*) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 460/1969



89. Stück — Ausgegeben am 12. April 1983 — Nr. 224 1147

Bedingungen und spezifischen
Merkmale der Landwirtschaft
sowie die Veränderungen, welche
das Gebiet der Landwirtschaft
berühren, geeignete Maßnahmen
zugunsten der Landwirte zwecks
Förderung ihres sozialen Wohl-
standes erfordern;

SIND folglich DER AUFFAS-
SUNG, daß der soziale Schutz
der Landwirte, ihrer Familienan-
gehörigen sowie gegebenenfalls
ihrer Dienstnehmer, unter
Berücksichtigung der sozialen
Bedürfnisse dieser Personen und
der besonderen Bedingungen der
Landwirtschaft, ergänzt und ver-
stärkt werden soll;

und SIND wie folgt ÜBER-
EINGEKOMMEN:

TEILI
Artikel 1

Jede Vertragspartei verpflichtet
sich, die Bestimmungen des vor-
liegenden Übereinkommens auf
ihre in ihrem Hoheitsgebiet
wohnhaften Staatsangehörigen
anzuwenden.

Artikel 2
Im Sinne des vorliegenden

Übereinkommens bedeutet der
Ausdruck „Landwirt" jede selb-
ständig erwerbstätige Person, die
ausschließlich oder vorwiegend in
der Landwirtschaft, in der Forst-
wirtschaft, im Gartenbau, im
Weinbau oder ähnlichem tätig ist,
wobei Einverständnis dahin-
gehend besteht, daß sie bei dieser
Arbeit von Angehörigen ihrer
Familie und/oder von Dienstneh-
mern unterstützt werden kann.

TEIL II
Artikel 3

Jede Vertragspartei hat den
Landwirten, den Mitgliedern
ihrer Familien sowie gegebenen-
falls ihren Dienstnehmern sozia-
len Schutz zu gewährleisten, der
demjenigen vergleichbar ist, den
andere Bevölkerungsgruppen
genießen; zu berücksichtigen sind
hiebei die Bestimmungen der
Artikel 4 bis 13 des vorliegenden
Übereinkommens.

Artikel 4
1. Jede Vertragspartei hat

weitestgehend auf die Landwirte
und auf ihre Anspruchsberechtig-
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ten die Normen der Sozialen
Sicherheit anzuwenden, die
durch ihre Gesetzgebung für die
anderen geschützten Bevölke-
rungsgruppen vorgesehen sind.

2. Unbeschadet der Bestimmun-
gen des Absatzes 1 dieses Artikels
hat jede Vertragspartei den Land-
wirten unter angemessenen
Bedingungen und Wartezeiten
den Schutz der Sozialen Sicher-
heit in bezug auf mindestens vier
der nachstehend angeführten
Fälle: Krankheit, Mutterschaft,
Invalidität, Alter, Tod, Arbeitsun-
fälle und Berufskrankheiten
sowie Familienlasten, zu gewäh-
ren.

Artikel 5

1. Jede Vertragspartei hat zu
gewährleisten, daß ein Landwirt,
Angehörige seiner Familie sowie
gegebenenfalls seine Dienstneh-
mer im Falle der Aufgabe seiner
landwirtschaftlichen Tätigkeit aus
strukturellen oder sonstigen von
der Vertragspartei zu bestimmen-
den Gründen in den Genuß
geeigneter Maßnahmen kommen.

Diese Maßnahmen haben zu
umfassen:

a) die Zurverfügungstellung
von Einrichtungen, um
ihnen die Aufnahme einer
neuen Tätigkeit, tunlichst in
ihrem Gebiet, zu ermögli-
chen; im besonderen Vor-
kehrungen für Berufsbera-
tung, berufliche Ausbildung
und Umschulung;

b) Gewährung von zeitlich
begrenzten Unterstützun-
gen, um ihnen die Vorberei-
tung auf eine andere Tätig-
keit zu ermöglichen;

c) die Aufrechterhaltung von
erworbenen sowie in Erwer-
bung befindlichen Rechten
in bezug auf Soziale Sicher-
heit;

d) die Zahlung angemessener
Entschädigungen oder ent-
sprechender Prämien an
einen Landwirt, der aus
Altersgründen Schwierig-
keiten hat, eine andere
Tätigkeit aufzunehmen,
vorausgesetzt, daß die Auf-
gabe der landwirtschaftli-
chen Tätigkeit zu einer
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strukturellen Verbesserung
führt.

2. Im Sinne dieses Artikels hat
der Begriff „Aufgabe der Tätig-
keit" nicht so ausgelegt zu wer-
den, daß hiedurch die Möglich-
keit für den Landwirt ausge-
schlossen wird, für seinen persön-
lichen Bedarf ein Stück Land von
begrenztem Ausmaß zu behalten.

3. Jede Vertragspartei hat zu
gewährleisten, daß ein Landwirt,
der seine Tätigkeit aus strukturel-
len oder anderen von der Ver-
tragspartei zu bestimmenden
Gründen zu einem Teil aufgibt,
ferner die Angehörigen seiner
Familie sowie gegebenenfalls
seine Dienstnehmer in den Genuß
der in lit. a, b und c des obigen
Absatzes angeführten Maßnah-
men kommen, die den Erforder-
nissen angepaßt werden.

Artikel 6

Jede Vertragspartei hat geeig-
nete Maßnahmen zu ergreifen,
um die Landwirte über die Ziele
ihrer Landwirtschaftspolitik am
laufenden zu halten, sich gegebe-
nenfalls mit den landwirtschaftli-
chen Gremien über diese Politik
zu beraten und um die Landwirte
von internationalen Entwicklun-
gen auf landwirtschaftlichem
Gebiet, welche sie betreffen, lau-
fend zu informieren.

Artikel 7

Bei der Erstellung ihrer Raum-
ordnungspolitik hat jede Ver-
tragspartei die durch den Verlust
von Beschäftigungsmöglichkeiten
in landwirtschaftlichen Gebieten
aufgeworfenen Probleme zu
berücksichtigen; dies im besonde-
ren durch die Schaffung neuer
Beschäftigungsmöglichkeiten in
diesen Gebieten.

Artikel 8

1. Jede Vertragspartei hat
geeignete Maßnahmen zu treffen
im Hinblick auf:

a) die Gewährleistung der
Bereitstellung geeigneter
sozio-kultureller Einrich-
tungen in landwirtschaftli-
chen Gebieten;
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b) die Förderung der Verbes-
serung der Lebensbedingun-
gen und sanitären Verhält-
nisse in den landwirtschaft-
lichen Betrieben zugunsten
der Landwirte, ihrer Fami-
lienangehörigen sowie
gegebenenfalls ihrer Dienst-
nehmer;

c) die Gewährung von Ver-
günstigungen, wie langfri-
stiger Darlehen, Subventio-
nen oder herabgesetzter
Zinssätze, an die Landwirte,
um ihnen unter anderem die
Durchführung der in obiger
lit. b angeführten Maßnah-
men zu ermöglichen.

2. Jede Vertragspartei hat auch
geeignete Maßnahmen zu ergrei-
fen, um es in den durch sie näher
zu bezeichnenden Gebieten den
Landwirten zu ermöglichen, wei-
terhin Landwirtschaft zu betrei-
ben und um gleichzeitig zur
Erhaltung und zum Schutz der
Landschaft, zur Bewahrung der
Natur, zum Ausbau von Möglich-
keiten der Freizeitgestaltung und
zur Aufrechterhaltung eines ent-
sprechenden demographischen
Gleichgewichts in diesen Gebie-
ten beizutragen.

Artikel 9

Jede Vertragspartei hat geeig-
nete Maßnahmen zu ergreifen
oder zu fördern, um den in den
landwirtschaftlichen Gebieten
lebenden Kindern eine Ausbil-
dung und eine Erziehung zu
gewährleisten, deren Niveau
der dem in städtischen Gebieten
gleichwertig ist. Diese Maßnah-
men haben sich besonders zu
beziehen auf:

a) die Gewährung von Hilfe
für den Bau der notwendi-
gen Schulräumlichkeiten
zwecks allmählicher
Abschaffung des Unterrich-
tes in Einheitsklassen;

b) die Beförderung zur und
von der Schule;

c) die Zuteilung einer aus-
reichenden Anzahl von qua-
lifizierten Lehrkräften zu
Schulen in landwirtschaftli-
chen Gebieten.
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Artikel 10

Jede Vertragspartei hat Maß-
nahmen zugunsten der jungen
Menschen der landwirtschaftli-
chen Gebiete zu ergreifen und zu
fördern, besonders im Hinblick
auf:

a) die Sicherstellung einer
ihren Bedürfnissen entspre-
chenden Berufsberatung
durch qualifizierte Berater,
auch bereits vor dem Schul-
entlassungsalter;

b) die Gewährleistung einer
angemessenen Allgemeinbil-
dung und beruflichen Aus-
bildung, die ihnen die glei-
chen Aussichten zur Ein-
gliederung in das Berufsle-
ben bietet wie den anderen
jungen Menschen;

c) die Errichtung oder die
Verbesserung, je nach
Erfordernis, von Berufs-
schulen, Ausbildungs- und
Fortbildungszentren sowie
von höheren landwirtschaft-
lichen Schulen;

d) die Gewährung von Unter-
richtsstipendien zu solchen
Bedingungen, die ihnen die
gleichen Aussichten bieten
wie allen anderen jungen
Menschen.

Artikel 11

Jede Vertragspartei hat die
Zurverfügungstellung von Infor-
mations- und Beratungsdiensten
in landwirtschaftlichen Gebieten
zu fördern, die mit landwirt-
schaftlichen Fragen sowie mit der
Entwicklung des Arbeitsmarktes
auf anderen Wirtschaftsgebieten
befaßt sind.

Artikel 12

Zur Gewährleistung möglichst
günstiger Arbeitsbedingungen in
landwirtschaftlichen Betrieben
hat jede Vertragspartei die ver-
schiedenen Arten der Zusammen-
arbeit, der gegenseitigen Hilfe
der Landwirte sowie gegebenen-
falls die Zurverfügungstellung
von Aushilfskräften zu erleichtern
und zu fördern.
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Artikel 13

Zur Erleichterung der Durch-
führung der Aufgaben, die dem
Familienleben in den landwirt-
schaftlichen Betrieben eigen sind,
hat jede Vertragspartei zu för-
dern:

a) die Verwendung von Ein-
richtungen zur Vereinfa-
chung und Erleichterung
von Haushaltsarbeiten;

b) die Einrichtung von Heim-
und Familienhilfsdiensten.

Artikel 14
Die Bestimmungen dieses

Übereinkommens präjudizieren
nicht Bestimmungen anderer
internationaler Übereinkommen
oder Vereinbarungen, die bereits
in Kraft stehen oder in Kraft tre-
ten werden und durch welche der
Personenkreis, auf den sich dieses
Übereinkommen bezieht, besser-
gestellt wird.

TEIL III

Artikel 15

1. Dieses Übereinkommen liegt
für die Mitgliedstaaten des Euro-
parates zur Unterzeichnung auf.
Es bedarf der Ratifikation, der
Annahme oder der Genehmi-
gung. Die Urkunden über die
Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung sind beim General-
sekretär des Europarates zu hin-
terlegen.

2. Dieses Übereinkommen tritt
drei Monate nach der Hinterle-
gung der dritten Urkunde über
die Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung in Kraft.

3. Für jeden Signatarstaat, der
dieses Übereinkommen in der
Folge ratifiziert, annimmt oder
genehmigt, tritt es drei Monate
nach dem Zeitpunkt der Hinterle-
gung seiner Urkunde über die
Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung in Kraft.

Artikel 16

1. Nach dem Inkrafttreten die-
ses Übereinkommens kann das
Ministerkomitee des Europarates
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jeden Nicht-Mitgliedstaat des
Europarates einladen, dem Über-
einkommen beizutreten.

2. Ein solcher Beitritt hat durch
Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde beim Generalsekretär des
Europarates, die drei Monate
nach dem Zeitpunkt ihrer Hinter-
legung wirksam wird, zu erfol-
gen.

Artikel 17

1. Jeder Staat kann im Zeit-
punkt der Unterzeichnung oder
der Hinterlegung seiner Ratifika-
tions-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde das
Gebiet oder die Gebiete bezeich-
nen, auf das bzw. auf die dieses
Übereinkommen Anwendung zu
finden hat.

2. Jeder Staat kann bei Hinter-
legung seiner Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunde oder zu jedem
späteren Zeitpunkt durch eine an
den Generalsekretär des Europa-
rates gerichtete Erklärung dieses
Übereinkommen auf jedes wei-
tere Gebiet ausdehnen, das in der
Erklärung bezeichnet ist und des-
sen internationale Beziehungen er
besorgt oder in dessen Namen er
bevollmächtigt ist, rechtswirksam
zu handeln.

3. Jede Erklärung, die auf
Grund des vorstehenden Absatzes
abgegeben wurde, kann in bezug
auf jedes Gebiet, das in einer sol-
chen Erklärung bezeichnet ist,
widerrufen werden. Ein solcher
Widerruf tritt sechs Monate nach
Einlangen der Widerrufserklä-
rung beim Generalsekretär des
Europarates in Kraft.

Artikel 18

Jeder Staat kann im Zeitpunkt
der Unterzeichnung, im Zeit-
punkt der Hinterlegung seiner
Ratifikations-, Annahme-, Geneh-
migungs- oder Beitrittsurkunde,
oder zu jedem späteren Zeit-
punkt, durch eine an den Gene-
ralsekretär des Europarates
gerichtete Erklärung die Vorteile
aus diesem Übereinkommen oder
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aus jenen Bestimmungen, die er
anführt, auf Personen ausdehnen,
die nicht seine Staatsangehörigen
sind und sich in dem Gebiet oder
in den Gebieten aufhalten, die
gemäß Artikel 17 in der Erklä-
rung bestimmt werden.

Artikel 19

1. Jeder Staat kann im Zeit-
punkt der Unterzeichnung oder
der Hinterlegung seiner Ratifika-
tions-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde
erklären, daß er von einem oder
mehreren Vorbehalten, die im
Anhang zu diesem Übereinkom-
men vorgesehen sind, Gebrauch
macht. Andere Vorbehalte sind
nicht zulässig.

2. Jeder Staat, der gemäß dem
vorhergehenden Absatz einen
Vorbehalt gemacht hat, kann die-
sen mittels einer an den General-
sekretär des Europarates gerich-
teten Erklärung, die ab dem Zeit-
punkt ihres Einlangens in Kraft
tritt, ganz oder teilweise zurück-
ziehen.

Artikel 20

1. Keine Vertragspartei kann
das Übereinkommen vor Ablauf
eines Zeitraumes von vier Jahren,
nach dem das Übereinkommen
für sie in Kraft getreten ist, oder
in der Folge jeweils vor Ablauf
eines Zeitraumes von drei Jahren
kündigen.

2. Diese Kündigung, die dem
Generalsekretär des Europarates
zu notifizieren ist, wird sechs
Monate nach Erhalt dieser Noti-
fikation durch den Generalsekre-
tär wirksam.

Artikel 21

Der Generalsekretär des Euro-
parates notifiziert den Mitglied-
staaten des Europarates sowie
jedem Staat, der diesem Überein-
kommen beigetreten ist:

a) jede Unterzeichnung;
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b) jede Hinterlegung einer
Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Bei-
trittsurkunde;

c) jeden Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Übereinkom-
mens nach Artikel 15;

d) jede Erklärung, die nach
den Bestimmungen des Arti-
kels 17 Abs. 2 und 3 einge-
langt ist;

e) jede Erklärung, die nach
Artikel 18 eingelangt ist;

f) jeden Vorbehalt, der nach
den Bestimmungen des Arti-
kels 19 Abs. 1 gemacht
wurde;

g) jede nach Artikel 19 Abs. 2
vorgenommene Zurückzie-
hung eines Vorbehalts;

h) jede nach Artikel 20 einge-
langte Notifikation einer
Kündigung und den Zeit-
punkt, zu dem sie wirksam
wird.

ZU URKUND DESSEN
haben die hiezu in der gehörigen
Form ermächtigten Unterzeich-
ner dieses Übereinkommen unter-
schrieben.

GESCHEHEN zu Straßburg
am 6. Mai 1974 in englischer und
französischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
authentisch ist, in einer Urschrift,
die im Archiv des Europarates
hinterlegt wird. Der Generalse-
kretär des Europarates übermit-
telt jedem Unterzeichnerstaat
sowie jedem Beitrittsstaat eine
beglaubigte Abschrift.

Anhang

VORBEHALTE
(Artikel 19 Absatz 1)

Jede der Vertragsparteien kann
erklären, daß sie sich vorbehält:

1. Vom Anwendungsbereich
dieses Übereinkommens eine
oder mehrere der folgenden Per-
sonengruppen auszuschließen:

— Personen, welche als selb-
ständig Erwerbstätige ihre
Tätigkeit ausschließlich
oder vorwiegend einem
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Beruf der Landwirtschaft,
der Forstwirtschaft, des
Gartenbaus, des Weinbaus
oder einem ähnlichen
Berufe widmen, die jedoch
aus dieser Tätigkeit nicht
den wesentlichen Teil ihres
Einkommens beziehen;

— Personen, welche ihre
Tätigkeit ausschließlich der
Forstwirtschaft widmen;

2. die Bestimmung des Art. 5
Abs. 1 lit. b nicht anzuwenden;

3. die Bestimmung des Art. 5
Abs. 1 lit. c nicht anzuwenden;

4. die Bestimmung des Art. 5
Abs. 1 lit. d nicht anzuwenden;

5. die Bestimmung des Art. 5
Abs. 3 nicht anzuwenden.

(Übersetzung)

Gemäß den Bestimmungen des
Artikels 19 Abs. 1 des Europä-
ischen Übereinkommens über den
sozialen Schutz der Landwirte
erklärt die Republik Österreich,
daß sie sich gemäß Punkt 4 und
Punkt 5 des Anhangs vorbehält:

Punkt 4: die Bestimmungen
des Artikels 5 Abs. 1 lit. d nicht
anzuwenden;

Punkt 5: die Bestimmungen
des Artikels 5 Abs. 3 nicht anzu-
wenden.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 15. Feber 1983 beim Generalsekretär des Europarates hinterlegt; das Übereinkommen
tritt gemäß seinem Art. 15 Abs. 3 für Österreich am 16. Mai 1983 in Kraft.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarates haben folgende weitere Staaten das Über-
einkommen ratifiziert bzw. genehmigt:

Belgien, Italien, Liechtenstein, Luxemburg, Niederlande, Schweiz und das Vereinigte Königreich.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikations- bzw. Genehmigungsurkunde haben gemäß Art. 19
Abs. 1 erklärt:

Belgien: vom Anwendungsbereich dieses Übereinkommens eine oder mehrere der fol-
genden Personengruppen auszuschließen:
— Personen, welche als selbständig Erwerbstätige ihre Tätigkeit ausschließlich

oder vorwiegend einem Beruf der Landwirtschaft, der Forstwirtschaft, des
Gartenbaus, des Weinbaus oder einem ähnlichen Berufe widmen, die
jedoch aus dieser Tätigkeit nicht den wesentlichen Teil ihres Einkommens
beziehen;

— Personen, welche ihre Tätigkeit ausschließlich der Forstwirtschaft widmen;
— die Bestimmungen des Art. 5 Abs. 3 nicht anzuwenden.
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Liechtenstein: die Bestimmungen des Art. 5 Abs. 1 lit. b, c und d sowie des Art. 5 Abs. 3 nicht
anzuwenden.

Luxemburg: die Bestimmungen des Art. 5 Abs. 3 nicht anzuwenden.

Niederlande: vom Anwendungsbereich dieses Übereinkommens die folgenden Personen-
gruppen auszuschließen:
— Personen, welche als selbständig Erwerbstätige ihre Tätigkeit ausschließlich

oder vorwiegend einem Beruf der Landwirtschaft, der Forstwirtschaft, des
Gartenbaus, des Weinbaus oder einem ähnlichen Berufe widmen, die
jedoch aus dieser Tätigkeit nicht den wesentlichen Teil ihres Einkommens
beziehen;

— Personen, welche ihre Tätigkeit ausschließlich der Forstwirtschaft widmen;
— die Bestimmungen des Art. 5 Abs. 3 nicht anzuwenden.

Schweiz: die Bestimmungen des Art. 5 Abs. 1 lit. b, c und d sowie des Art. 5 Abs. 3 nicht
anzuwenden.

Vereinigtes Königreich: vom Anwendungsbereich dieses Übereinkommens eine oder mehrere der fol-
genden Personengruppen auszuschließen:
— Personen, welche als selbständig Erwerbstätige ihre Tätigkeit ausschließlich

oder vorwiegend einem Beruf der Landwirtschaft, der Forstwirtschaft, des
Gartenbaus, des Weinbaus oder einem ähnlichen Berufe widmen, die
jedoch aus dieser Tätigkeit nicht den wesentlichen Teil ihres Einkommens
beziehen;

— Personen, welche ihre Tätigkeit ausschließlich der Forstwirtschaft widmen;
— die Bestimmungen des Art. 5 Abs. 1 lit. c und d nicht anzuwenden.

Italien: den Nutzen des Europäischen Übereinkommens über den sozialen Schutz der
Landwirte unter der Bedingung der Gegenseitigkeit auf alle in Italien wohn-
haften Staatsangehörige der anderen Vertragsparteien auszudehnen.

Kreisky

225.
Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt;

2. Dieser Staatsvertrag ist gemäß Art. 50 Abs. 2 B-VG durch die Erlassung von Gesetzen zu erfüllen.

ÜBEREINKOMMEN ÜBER FEUCHTGE-
BIETE, INSBESONDERE ALS LEBENS-
RAUM FÜR WASSER- UND WATVÖGEL,
VON INTERNATIONALER BEDEU-

TUNG
Die Vertragsparteien —
IN DER ERKENNTNIS der wechselseitigen

Abhängigkeit des Menschen und seiner Umwelt;
IN ANBETRACHT der grundlegenden ökolo-

gischen Bedeutung von Feuchtgebieten als Regula-
toren für den Wasserhaushalt und als Lebensraum
für eine besondere Pflanzen- und Tierwelt, vor
allem für Wat- und Wasservögel;

IN DER ÜBERZEUGUNG, daß Feuchtgebiete
ein Bestandteil des Naturhaushalts von großem
Wert für Wirtschaft, Kultur, Wissenschaft und
Erholung sind und ihr Verlust unwiederbringlich
wäre;

VON DEM WUNSCH GELEITET, der fort-
schreitenden Schmälerung und dem Verlust von
Feuchtgebieten jetzt und in Zukunft Einhalt zu
gebieten;
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IN DER ERKENNTNIS, daß Wat- und Was-
servögel auf ihrem Zug Ländergrenzen überfliegen
und daher als internationale Bestandteile des Na-
turhaushalts betrachtet werden sollten;

IM VERTRAUEN DARAUF, daß die Erhal-
tung der Feuchtgebiete mit ihrer Pflanzen- und
Tierwelt durch die Verbindung zukunftsweisender
einzelstaatlicher Maßnahmen mit aufeinander
abgestimmten internationalen Bemühungen
gewährleistet werden kann —

SIND wie folgt ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

1. Feuchtgebiete im Sinne dieses Übereinkom-
mens sind Feuchtwiesen, Moor- und Sumpfgebiete
oder Gewässer, die natürlich oder künstlich, dau-
ernd oder zeitweilig, stehend oder fließend, Süß-,
Brack- oder Salzwasser sind, einschließlich solcher
Meeresgebiete, die eine Tiefe von sechs Metern bei
Niedrigwasser nicht übersteigen.

2. Wat- und Wasservögel im Sinne dieses Über-
einkommens sind Vögel, die von Feuchtgebieten
ökologisch abhängig sind.

Artikel 2

1. Jede Vertragspartei bezeichnet geeignete
Feuchtgebiete in ihrem Hoheitsgebiet zur Auf-
nahme in eine „Liste international bedeutender
Feuchtgebiete", die im folgenden als „Liste"
bezeichnet und von dem nach Artikel 8 errichteten
Sekretariat geführt wird. Die Grenzen des
Feuchtgebietes werden genau beschrieben und auf
einer Karte eingezeichnet; sie können auch an die
Feuchtgebiete anschließende Ufer- und Küstenbe-
reiche, Inseln oder innerhalb der Feuchtgebiete lie-
gende Meeresgewässer mit einer größeren Tiefe als
sechs Meter bei Niedrigwasser einschließen, vor
allem wenn sie als Lebensraum für Wat- und Was-
servögel von Bedeutung sind.

2. Die Feuchtgebiete sollen für die Liste nach
ihrer internationalen ökologischen, botanischen,
zoologischen, limnologischen und hydrologischen
Bedeutung ausgewählt werden. In erster Linie
sollen Feuchtgebiete, die während aller Jahreszeiten
im Hinblick auf Wat- und Wasservögel von inter-
nationaler Bedeutung sind, in die Liste aufgenom-
men werden.

3. Die Aufnahme eines Feuchtgebiets in die Liste
beeinträchtigt nicht die ausschließlichen Hoheits-
rechte der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet
das Feuchtgebiet liegt.

4. Jede Vertragspartei benennt bei Unterzeich-
nung dieses Übereinkommens oder bei Hinterle-
gung ihrer Ratifikations- oder Beitrittsurkunde
nach Artikel 9 wenigstens ein Feuchtgebiet zur Auf-
nahme in die Liste.
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5. Jede Vertragspartei hat das Recht, weitere
Feuchtgebiete innerhalb ihres Hoheitsgebiets der
Liste hinzuzufügen, die Grenzen der bereits darin
eingetragenen Feuchtgebiete auszudehnen oder sie
wegen dringender nationaler Interessen aufzu-
heben oder enger zu ziehen; die betreffende Ver-
tragspartei unterrichtet so schnell wie möglich die
für die laufenden Sekretariatsgeschäfte nach Arti-
kel 8 verantwortliche Organisation oder Regierung
über alle derartigen Änderungen.

6. Jede Vertragspartei ist sich sowohl bei der
Bezeichnung von Gebieten für die Liste als auch bei
Ausübung ihres Rechts, Eintragungen über
Feuchtgebiete innerhalb ihres Hoheitsgebiets zu
ändern, ihrer internationalen Verantwortung für
Erhaltung, Hege und wohlausgewogene Nutzung
der Bestände ziehender Wat- und Wasservögel
bewußt.

Artikel 3

1. Die Vertragsparteien planen und verwirklichen
ihre Vorhaben in der Weise, daß die Erhaltung der
in der Liste geführten Feuchtgebiete und, soweit
wie möglich, eine wohlausgewogene Nutzung der
übrigen Feuchtgebiete innerhalb ihres Hoheitsge-
bietes gefördert werden.

2. Jede Vertragspartei trägt dafür Sorge, daß sie
so schnell wie möglich unterrichtet wird, wenn die
ökologischen Verhältnisse eines in die Liste aufge-
nommenen Feuchtgebiets innerhalb ihres
Hoheitsgebiets sich infolge technologischer
Entwicklungen, Umweltverschmutzung oder
anderer menschlicher Eingriffe geändert haben,
ändern oder wahrscheinlich ändern werden. Die
Informationen über solche Veränderungen werden
an die nach Artikel 8 für die laufenden Sekretariats-
geschäfte zuständige Organisation oder Regierung
unverzüglich weitergeleitet.

Artikel 4

1. Jede Vertragspartei fördert die Erhaltung von
Feuchtgebieten sowie von Wat- und Wasservögeln
dadurch, daß Feuchtgebiete — gleichviel ob sie in
der Liste geführt werden oder nicht — zu
Schutzgebieten erklärt werden und in angemesse-
nem Umfang für ihre Aufsicht gesorgt wird.

2. Hebt eine Vertragspartei im dringenden
nationalen Interesse die Grenzen eines in der Liste
geführten Feuchtgebiets auf oder zieht sie dessen
Grenzen enger, so soll sie, soweit wie möglich,
jeden Verlust von Feuchtgebieten ausgleichen,
insbesondere für Wat- und Wasservögel sowie —
in demselben oder in einem anderen Gebiet — zum
Schutz eines angemessenen Teils des natürlichen
Lebensraumes zusätzliche Schutzgebiete schaffen.

3. Die Vertragsparteien fördern die Forschung
sowie den Austausch von Daten und Publikationen
über Feuchtgebiete einschließlich ihrer Pflanzen-
und Tierwelt.
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4. Die Vertragsparteien bemühen sich, durch
Hege die Bestände von Wat- und Wasservögeln in
geeigneten Feuchtgebieten zu vergrößern.

5. Die Vertragsparteien fördern die Ausbildung
von Personal, das zur Forschung, Hege und Auf-
sicht in Feuchtgebieten befähigt ist.

Artikel 5

Die Vertragsparteien konsultieren einander hin-
sichtlich der Erfüllung der sich aus diesem Überein-
kommen ergebenden Verpflichtungen, insbeson-
dere in solchen Fällen, in denen sich ein Feuchtge-
biet über das Hoheitsgebiet mehr als einer Ver-
tragspartei erstreckt oder mehrere Vertragsparteien
an einem Gewässersystem gemeinsamen Anteil
haben. Ferner bemühen sie sich darum,
gegenwärtige und künftige Maßnahmen und Rege-
lungen zur Erhaltung von Feuchgebieten mit ihrer
Pflanzen- und Tierwelt aufeinander abzustimmen
und zu fördern.

Artikel 6

1. Bei Bedarf berufen die Vertragsparteien Kon-
ferenzen über die Erhaltung von Feuchtgebieten
sowie Wat- und Wasservögeln ein.

2. Die Konferenzen haben beratenden Charakter
und sind unter anderem dafür zuständig,

a) die Erfüllung dieses Übereinkommens zu
erörtern;

b) Neueintragungen und Änderungen in der
Liste zu erörtern;

c) Informationen nach Artikel 3 Absatz 2 über
Veränderungen der ökologischen
Verhältnisse der in der Liste geführten
Feuchtgebiete zu prüfen;

d) den Vertragsparteien allgemeine oder beson-
dere Empfehlungen hinsichtlich der Erhal-
tung, Hege und wohlausgewogenen Nutzung
von Feuchtgebieten einschließlich ihrer Pflan-
zen- und Tierwelt zu geben;

e) zuständige internationale Gremien um die
Erstellung von Berichten und Statistiken über
Fragen zu ersuchen, die ihrem Wesen nach
international sind und Feuchtgebiete betref-
fen.

3. Die Vertragsparteien stellen sicher, daß auf
allen Ebenen die für die Verwaltung von Feuchtge-
bieten Verantwortlichen über die Empfehlungen
dieser Konferenzen zur Erhaltung, Hege und
wohlausgewogenen Nutzung von Feuchtgebieten
mit ihrer Pflanzen- und Tierwelt unterrichtet
werden und diesen Empfehlungen Rechnung
tragen.

Artikel 7

1. Zu den Vertretern der Vertragsparteien auf
solchen Konferenzen sollen Personen gehören, die
auf Grund ihrer Kenntnisse und Erfahrungen, die
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sie auf Wissenschafts-, Verwaltungs- oder anderen
einschlägigen Gebieten gewonnen haben, Experten
für Feuchtgebiete oder Wat- und Wasservögel sind.

2. Jede der auf einer Konferenz vertretenen Ver-
tragsparteien hat eine Stimme; Empfehlungen
werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
Stimmen angenommen, sofern mindestens die
Hälfte der Vertragsparteien ihre Stimme abgegeben
hat.

Artikel 8

1. Die Internationale Union für die Erhaltung der
Natur und der natürlichen Reichtümer (Interna-
tional Union for Conservation of Nature and Natu-
ral Resources) nimmt die laufenden Sekretariats-
geschäfte im Rahmen dieses Übereinkommens
solange wahr, bis eine Organisation oder Regie-
rung mit Zweidrittelmehrheit aller Vertragsparteien
damit beauftragt wird.

2. Die laufenden Sekretariatsgeschäfte umfassen
unter anderem:

a) Mitwirkung bei der Einberufung und
Durchführung von Konferenzen nach Arti-
kel 6;

b) Führung der Liste „international bedeutender
Feuchtgebiete" und Entgegennahme der nach
Artikel 2 Absatz 5 von den Vertragsparteien
erteilten Informationen über Neueintra-
gungen sowie Ausdehnungen, Aufhebungen
oder Einschränkungen der in der Liste
geführten Feuchtgebiete;

c) Entgegennahme der nach Artikel 3 Absatz 2
von den Vertragsparteien erteilten Informa-
tionen über alle Veränderungen der ökolo-
gischen Verhältnisse der in der Liste
geführten Feuchtgebiete;

d) Notifizierung aller Vertragsparteien von jeder
Änderung der Liste sowie von. Veränderungen
der ökologischen Verhältnisse der in der Liste
geführten Feuchtgebiete sowie Vormerkung
dieser Angelegenheiten zur Erörterung auf
der nächsten Konferenz;

e) Mitteilung der Empfehlungen der Konferenz
zu den oben genannten Änderungen der Liste
oder Veränderungen der Verhältnisse der in
der Liste geführten Feuchtgebiete an die
betroffene Vertragspartei.

Artikel 9

1. Dieses Übereinkommen steht auf unbegrenzte
Zeit zur Unterzeichnung offen.

2. Jedes Mitglied der Vereinten Nationen, einer
ihrer Sonderorganisationen, der Internationalen
Atomenergie-Organisation sowie jede Partei der
Satzung des Internationalen Gerichtshofs kann
Partei dieses Übereinkommens werden durch

a) Unterzeichnung ohne Vorbehalt der Ratifika-
tion;
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b) Unterzeichnung vorbehaltlich der Ratifika-
tion und nachfolgende Ratifikation;

c) Beitritt.

3. Ratifikation oder Beitritt werden durch die
Hinterlegung einer Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde beim Generaldirektor der Organisation der
Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft
und Kultur (im folgenden als „Verwahrer"
bezeichnet) wirksam.

Artikel 10

1. Dieses Übereinkommen tritt vier Monate,
nachdem sieben Staaten nach Artikel 9 Absatz 2
Parteien dieses Übereinkommens geworden sind, in
Kraft.

2. Danach tritt dieses Übereinkommen für jede
Vertragspartei vier Monate nach dem Tag der
Unterzeichnung ohne Vorbehalt der Ratifikation
oder der Hinterlegung der Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde in Kraft.

Artikel 11

1. Dieses Übereinkommen bleibt auf unbegrenzte
Zeit in Kraft.

2. Jede Vertragspartei kann dieses Übereinkom-
men nach einem Zeitraum von fünf Jahren, nach-
dem es für sie in Kraft getreten ist, gegenüber dem
Verwahrer schriftlich kündigen. Die Kündigung
wird vier Monate nach ihrem Eingang beim Ver-
wahrer wirksam.

Artikel 12

1. Der Verwahrer unterrichtet so bald wie
möglich alle Staaten, die dieses Übereinkommen
unterzeichnet haben oder ihm beigetreten sind, von

a) Unterzeichnungen dieses Übereinkommens;
b) Hinterlegungen von Ratifikationsurkunden

zu diesem Übereinkommen;
c) Hinterlegungen von Beitrittsurkunden zu die-

sem Übereinkommen;
d) dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Über-

einkommens;
e) Notifikationen von Kündigungen dieses

Übereinkommens.

2. Sobald dieses Übereinkommen in Kraft
getreten ist, läßt der Verwahrer es beim Sekretariat
der Vereinten Nationen nach Artikel 102 ihrer
Charta eintragen.

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu
gehörig befugten Unterzeichneten dieses Überein-
kommen unterschrieben.

GESCHEHEN zu Ramsar am 2. Februar 1971
in einer einzigen Urschrift in deutscher, englischer,
französischer und russischer Sprache, wobei im
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Falle einer Abweichung der englische Wortlaut
maßgebend ist; die Urschrift wird beim Verwahrer
hinterlegt, der allen Vertragsparteien gleichlau-
tende Abschriften übermittelt.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Beitrittsur-
kunde wurde am 16. Dezember 1982 beim Generaldirektor der UNESCO hinterlegt; das Übereinkommen
tritt gemäß seinem Art. 10 Abs. 2 für Österreich am 16. April 1983 in Kraft.

Anläßlich der Hinterlegung der Beitrittsurkunde wurde nachstehende Erklärung gemäß Art. 2 des
Übereinkommens abgegeben:

Liste der österreichischen Feuchtgebiete von inter-
nationaler Bedeutung

1. Gebiet des Neusiedlersees einschließlich der Lak-
ken im Seewinkel:

Die Grenze des Feuchtgebietraumes der Umge-
bung des Neusiedlersees bildet an der Westseite des
Neusiedlersees die Bundesstraße Mörbisch—
Rust—Oggau, welche in die Bundesstraße Eisen-
stadt—Neusiedl/See überführt. Den weiteren
Grenzverlauf stellt die Landesstraße Neusiedl/
See—Weiden/See—Podersdorf (allerdings nur bis
zur Golser Gemeindegrenze) dar. Weiters bildet
die Gemeindegrenze Podersdorf—Frauenkirchen
eine Grenzlinie, die in gedanklicher Fortsetzung
über den Zicksee bis zur Eisenbahnlinie
St. Andrä—Wallern weitergeführt werden kann.
Diese Eisenbahnlinie ist die weitere Grenze bis zu
ihrem Schnittpunkt mit dem Güterweg zwischen
der Landesstraße St. Andrä—Wallern und dem
„Weingut Lenz-Moser". Schließlich bildet die
Gemeindegrenze Apetlon—Pamhagen bis zur Lan-
desgrenze bei Mekszikópuszta die Begrenzung des
Schutzgebietes.

2. Donau-March-Auen:

Die Grenze des Naturschutzgebietes Donau-
March-Auen erstreckt sich

im Osten: durch die Staatsgrenze;

im Süden: durch die Bundesstraße 9 (Preßburger
Straße) zwischen der Staatsgrenze
und Mannswörth;

im Westen: durch die Wiener Landesgrenze;
im Norden: durch folgenden Straßenzug: die Bun-

desstraße 301 (Marchfelder Ersatz-
straße) zwischen der Wiener Landes-
grenze und Engelhartstetten, daran
anschließend die Bundesstraße 49
(Bernsteinstraße) zwischen Engelhart-

stetten und Marchegg-Bahnhof, daran
anschließend die Trasse der ÖBB
(Gänserndorf—Marchegg) zwischen
Marchegg-Bahnhof und dem Schnitt-
punkt mit der Landesstraße 3004, die
Landesstraße 3004 bis zur Einmün-
dung in die Bundesstraße 49, die Bun-
desstraße 49 bis zum Schnittpunkt mit
der Trasse der ÖBB (Wien—Gänsern-
dorf—Lundenburg) bei Mannersdorf
an der March und diese bis zur Staats-
grenze nördlich von Bernhardsthal.

3. Untere Lobau:

Das Feuchtgebiet „Untere Lobau" erstreckt sich
als zirka 2 km breiter Streifen am linken Donauufer
unterhalb des Donau-Oder-Kanals, der die Grenze
nach Westen darstellt. Das Gebiet wird im Norden
und Osten von der Wiener Landesgrenze, im
Süden vom Hubertusdamm abgeschlossen.

4. Stauseen am Unteren Inn:
Das Feuchtgebiet „Stauseen am Unteren Inn"

umfaßt den Inn mit allen Anlandungen zwischen
Stromkilometer 26,4 (48,16 N, 13,04 E) bis Strom-
kilometer 56,0 (48,22 N, 13,23 E). Der Breite nach
reicht das Feuchtgebiet von der in der Flußmitte
verlaufenden Staatsgrenze bis zum Fuß der landsei-
tigen Ufersicherungen oder Wellenbrecher.

5. Rheindelta, Bodensee:

Das Naturschutzgebiet Rheindelta erstreckt sich
von der Mündung des Alten Rheins in östlicher
Richtung zirka 8 km bis zum rechten Ufer der
Dornbirnerach. Die landseitige Begrenzung bildet
der Polderdamm. Zusätzlich ist im Bereich des
Pumpwerkes Fußach ein etwa 250 ha großes Areal
landseitig des Polderdammes im Naturschutzgebiet
gelegen. Im Bodensee verläuft die Grenze des
Naturschutzgebietes zwischen den Mündungen des
Alten Rheins und der Dornbirnerach in einem
Abstand von einem Kilometer vom Ufer.

Die Ermächtigung zur Abgabe dieser Erklärung wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und
vom Bundeskanzler gegengezeichnet.

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der UNESCO haben folgende weitere Staaten dieses Über-
einkommen ratifiziert bzw. sind diesem beigetreten:
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Australien, Bundesrepublik Deutschland (einschließlich Berlin-West), Bulgarien, Chile, Dänemark,
Deutsche Demokratische Republik, Finnland, Griechenland, Indien, Iran, Island, Italien, Japan, Jordanien,
Jugoslawien, Kanada, Marokko, Mauretanien, Neuseeland (einschließlich der Cook-Inseln und der Toke-
lau-Inseln), Niederlande (einschließlich der Niederländischen Antillen), Norwegen, Pakistan, Polen, Por-
tugal, Schweden, Schweiz, Senegal, Sowjetunion, Spanien, Südafrika, Tunesien, Ungarn und Vereinigtes
Königreich (einschließlich Antigua, Belize, Bermuda, Brunei, Cayman-Inseln, Falkland-Inseln und abhän-
gige Gebiete, Gibraltar, Hongkong, Jersey, Montserrat, Pitcairn, Salomon-Inseln, St. Helena und abhän-
gige Gebiete, Turks- und Caicos-Inseln).

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat die Bundesrepublik Deutschland nachste-
hende Erklärung abgegeben:

„Anläßlich des Beitritts interpretiert und versteht die Bundesrepublik Deutschland die Bestimmungen
dieses Übereinkommens dahingehend, daß sie nicht Maßnahmen, die zum Schutz der Bevölkerung der
betroffenen Gebiete gegen die Flut ergriffen werden, verhindern, noch die allenfalls wohl begründeten
Rechte der Einwohner dieser Gebiete beeinträchtigen."

Die Bezeichnung der für Österreich relevanten Feuchtgebiete anderer Staaten wird mit einer geson-
derten Kundmachung erfolgen.

Kreisky


